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Wichtige neue Entscheidung 
 
Bauplanungsrecht: Berücksichtigung wesentlicher Belange der Vertragsparteien im 
Rahmen der Ermessensentscheidung bei Ausübung eines gemeindlichen Vorkaufs-
rechts 
 
§ 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB, § 28 BauGB, Art. 28 BayVwVfG 
 
Besonderes Vorkaufsrecht 
Anhörung 
Ermessensdefizit der Gemeinde 
Notwendige Sachverhaltsermittlung 
Berücksichtigung wesentlicher Belange 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 13.09.2022, Az. 9 ZB 21.2817 
 
 

Orientierungssätze der LAB: 

1. Ein ersichtliches Ermittlungsdefizit eines Bescheides zur Ausübung eines ge-

meindlichen Vorkaufsrechts (hier: unterbliebene vorherige Anhörung der Beteilig-

ten) rechtfertigt die Aufhebung dieses Bescheids. 

 

2. Besondere vertragliche Umstände können wesentliche Belange darstellen, die in 

die erforderliche Ermessensentscheidung der Gemeinde einzustellen sind. 
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3. Die Rechtsauffassung, ein privates Wohninteresse, das regelmäßig entweder auf 

Verkäufer- oder aber Käuferseite bestehe, könne das öffentliche Interesse nicht 

überwiegen und die Ausübung des gemeindlichen Vorkaufsrechts „stets sperren“, 

führt zu keiner zulässigen Ermessensausübung. Insoweit wird ohne Ansehung 

der Umstände des Einzelfalls das Ergebnis der zu treffenden Ermessensentschei-

dung vorweggenommen und das Ermessen letztlich nicht gebraucht. 

 

Hinweise: 

Der 9. Senat des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs (BayVGH) hat die Zulassung 

der Berufung gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Würzburg vom 22.07.2021 

(Az. W 5 K 20.844 – juris), durch das der Bescheid, mit dem die beklagte Gemeinde 

ihr besonderes Vorkaufsrecht (§ 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB) auf Grundlage einer 

Vorkaufsrechtssatzung ausgeübt hatte, aufgehoben wurde, abgelehnt und damit die 

erstinstanzliche Entscheidung bestätigt.  

 

Zur Begründung verweist der BayVGH zunächst auf die Entscheidung des Verwal-

tungsgerichts. Dieses hatte auf die Anfechtungsklage der Käuferin hin den Bescheid 

zur Ausübung des Vorkaufsrechts wegen Ermessenfehlern aufgehoben, weil die Ge-

meinde wesentliche Belange der Käuferin und der Verkäuferin nicht ermittelt (Ermitt-

lungsdefizit) und nicht in ihre Entscheidung eingestellt habe (Ermessensdefizit).  

 

Die Gemeinde hatte zwar das ihr zustehende Ermessen, allerdings keine zu Gunsten 

der beiden Vertragsparteien streitenden Gründe erkannt, weil sie die Anhörung nach 

Art. 28 BayVwVfG pflichtwidrig unterlassen hatte. Hätte die Gemeinde die Vertrags-

parteien wie gesetzlich vorgeschrieben angehört, wären ihr die besonderen Um-

stände des konkreten Einzelfalls nach Auffassung des BayVGH nicht verborgen ge-

blieben.  

 

Die Parteien hatten keinen reinen (Standard-)Kaufvertrag über die betroffenen 

Grundstücke, sondern einen umfassenden Kauf- und Bauträgervertrag (einheitliche 

notarielle Vertragsurkunde) geschlossen. Dieser verpflichtete die Käuferin nicht nur 

zur Kaufpreiszahlung für die vertragsgegenständlichen Grundstücke, sondern auch 

zur Zahlung von bereits angefallenen und bislang von der Verkäuferin getragenen 
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Planungskosten in Höhe von 60.000,- €. Weiterhin verpflichtete sich die Käuferin zur 

Errichtung einer Wohnanlage auf den vertragsgegenständlichen Grundstücken nach 

einem dem Vertrag beiliegenden Plan sowie zur Veräußerung von zwei der noch zu 

errichtenden Wohnungen an die Verkäuferin, die diese selbst beziehen bzw. von  

ihrer 82-jährigen Mutter beziehen lassen wollte. Die Verkäuferin, die bereits vor Ver-

tragsschluss selbst ein Architekturbüro mit entsprechenden Planungen und Projekt-

entwicklungen im Wert von 60.000,- € beauftragt hatte, hatte sich für den Fall nicht 

rechtzeitiger Ermöglichung ein Rücktrittsrecht einräumen lassen, während die Käufe-

rin und Klägerin aufgrund des Vertrages an die Grundzüge der bereits erfolgten Pla-

nung gebunden blieb. 

 

Bereits das ersichtliche Ermittlungsdefizit vor Erlass des Bescheids, mit dem das 

Vorkaufsrecht ausgeübt wurde, rechtfertigte nach Auffassung des BayVGH die vom 

Verwaltungsgericht vorgenommene Aufhebung dieses Bescheids. 

 

Die besonderen Umstände des konkreten Einzelfalls hätte die Gemeinde im Übrigen 

in ihre Ermessensentscheidung einbeziehen müssen und nicht pauschal von einem 

Standardfall eines Grundstücksverkaufs ausgehen und auf einen solchen abstellen 

dürfen. Zwar konstatierte bereits das Verwaltungsgericht als richtig, dass im Regelfall 

das private Erwerbsinteresse des Käufers zurücktreten müsse, gleichwohl werde 

aber eine explizite Abwägung der Interessen von Käufer und Verkäufer mit dem öf-

fentlichen Interesse im Rahmen der Ermessensausübung verlangt. Da eine solche 

nicht erfolgt sei, ging das Verwaltungsgericht von einem Ermessensdefizit aus. 

Hierzu ergänzte der BayVGH, der Vortrag der Gemeinde, ein privates Wohninte-

resse, das schließlich regelmäßig entweder auf Verkäufer- oder aber Käuferseite be-

stehe, könne das öffentliche Interesse nicht überwiegen und die Ausübung des Vor-

kaufsrechts „stets sperren“, führe nicht zu einer zulässigen Ermessensausübung. In-

soweit würde ohne Ansehung der Umstände des Einzelfalls das Ergebnis der zu tref-

fenden Ermessenentscheidung vorweggenommen und das Ermessen letztlich nicht 

gebraucht. Damit geht der BayVGH noch über die Einschätzung des Verwaltungsge-

richts hinaus und stellt einen Ermessensausfall fest. 
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Die Entscheidung des BayVGH zeigt, dass die gesetzlichen Vorgaben bei Ausübung 

eines gemeindlichen Vorkaufsrechts ernst zu nehmen sind. Unterlassene Anhörun-

gen und pauschale Begründungen können zur Aufhebung entsprechender Be-

scheide führen. Die Landesanwaltschaft weist ergänzend auf den Beschluss des 

BayVGH vom 22.01.2016, Az. 9 ZB 15.2027, juris hin. Bereits dort hielt der BayVGH 

fest: „Eine ordnungsgemäße Ermessensentscheidung bei Ausübung eines Vorkaufs-

rechts setzt voraus, dass nicht nur einzelne Entscheidungsgesichtspunkte ermittelt 

und dargestellt werden, sondern auch eine Gewichtung oder Abwägung des „Für und 

Wider“ der sich gegenüberstehenden öffentlichen und privaten Belange erkennbar ist 

oder andere Alternativen im Rahmen des Ermessensspielraums diskutiert werden.“ 

 

Im Übrigen weisen wir darauf hin, dass das gemeindliche Vorkaufsrecht einen Kauf-

vertrag voraussetzt (vgl. Jäde/Dirnberger, BauGB BauNVO, 10. Auflage 2022, 

§ 24 BauGB Rn. 2) und das Vorliegen eines solchen im Vorfeld der Ausübung des 

Vorkaufsrechts durch die Gemeinde geprüft werden sollte. Ob der dem konkreten 

Verfahren zugrundeliegende typengemischte Vertrag (Kauf- und Bauträgervertrag) 

diese Voraussetzung erfüllt und überhaupt der Ausübung eines Vorkaufsrechts zu-

gänglich ist, und falls ja, ob die Gemeinde bei Ausübung des Vorkaufsrechts lediglich 

in den Kaufvertragsteil oder den gesamten Vertrag eintritt, haben trotz entsprechen-

den Vortrags der Vertragsparteien weder das Verwaltungsgericht noch der BayVGH 

erörtert. Damit bleibt offen, ob ein Bauträgervertrag einem Vorkaufsrecht grundsätz-

lich entgegensteht (so Loziwotz in Spannowsky/Uechtritz, BeckOK BauGB, Stand: 

01.09.2022, § 24 Rn. 2, mit Verweis auf die Entscheidung des VG Würzburg vom 

22.07.2021, Az. W 5 K 20.844) oder ggf. ein Umgehungsgeschäft (vgl. dazu 

VGH BW, Beschluss vom 13.09.2018, Az. 3 S 1465/18, juris Rn. 27) vorliegt. 

 

Inhaltsgleiche Entscheidungen ergingen in den seitens der Verkäuferin als Klägerin 

geführten Parallelverfahren (VG Würzburg, Urteil vom 22.07.2021, Az. W 5 K 20.928, 

juris; BayVGH, Beschluss vom 13.09.2022, Az. 9 ZB 22.2018, juris). 

 

 

Dr. Sander 
Landesanwalt 
 
 



9 ZB 21.2817 

W 5 K 20.844 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

******** ****** **** & **. **, 

**********. *, ***** ********, 

 - ******** - 

 

**************: 

**** & ****. *************, 

*****-******-***. *, ***** ********, 

 

gegen 

 

Markt Randersacker, 

vertreten durch den ersten Bürgermeister, 

Maingasse 9, 97236 Randersacker, 

 - Beklagter - 

 

bevollmächtigt: 

************* *** ***** * ******* **** 

************* ** ***** ********* 

 

wegen 

 

Ausübung des Vorkaufsrechts; 

hier: Antrag des Beklagten auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des Bayeri-

schen Verwaltungsgerichts Würzburg vom 22. Juli 2021, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 9. Senat, 

durch die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgerichtshof Lotz-Schimmelpfennig, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Ißbrücker, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Käß 
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ohne mündliche Verhandlung am 13. September 2022 

folgenden 

 

Beschluss: 

 

 I. Der Antrag auf Zulassung der Berufung wird abgelehnt. 

 

 II. Der Beklagte trägt die Kosten des Zulassungsverfahrens.   

 

 III. Der Streitwert wird für das Zulassungsverfahren auf 250.000.-- Euro 

festgesetzt. 

 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Die Klägerin wendet sich gegen die Ausübung des gemeindlichen Vorkaufsrechts 

durch den Beklagten. Sie hatte durch notariellen „Kaufvertrag und Bauträgervertrag“ 

vom 6. April 2020 zwei Grundstücke gekauft. Mit Bescheid vom 19. Juni 2020 erklärte 

der Beklagte, anlässlich dieses Verkaufs sein ihm gesetzlich zustehendes Vorkaufs-

recht auszuüben. Für die betroffenen Grundstücke gelte unter anderem die von ihm 

erlassene Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht nach § 25 BauGB; die Grund-

stücke würden für die Errichtung einer Seniorenresidenz benötigt. 

 

Der dagegen gerichteten Klage hat das Verwaltungsgericht stattgegeben und den 

streitgegenständlichen Bescheid aufgehoben. Es bestünden bereits rechtliche Beden-

ken im Hinblick auf die erlassene Vorkaufsrechtssatzung des Beklagten und die Frage, 

ob hier das Wohl der Allgemeinheit die Ausübung des Vorkaufsrechts tatsächlich 

rechtfertige. Jedenfalls aber sei die Ausübung des Vorkaufsrechts durch den Beklag-

ten ermessensfehlerhaft erfolgt, weil er wesentliche Belange nicht in seine Ermessens-

entscheidung eingestellt und diesen Mangel auch nicht durch ein entsprechendes 

Nachschieben von Gründen geheilt habe. 

 

1 

2 
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Dagegen wendet sich der Beklagte mit seinem Antrag auf Zulassung der Berufung. Er 

macht ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils geltend und ist der Auffassung, 

die Rechtssache weise besondere tatsächliche und rechtliche Schwierigkeiten auf und 

habe grundsätzliche Bedeutung. Die Klägerin verteidigt das erstinstanzliche Urteil. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und der vorge-

legten Behördenakten verwiesen.  
 
 

II. 

 

Der Antrag auf Zulassung der Berufung hat keinen Erfolg.  

 

1. Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des verwaltungsgerichtlichen Urteils (§ 124 

Abs. 2 Nr. 1 VwGO) bestehen nicht. In rechtlich nicht zu beanstandender Weise ist 

das Verwaltungsgericht zu dem Ergebnis gekommen, der angefochtene, streitgegen-

ständliche Bescheid leide an einem Ermessensdefizit, weil der Beklagte wesentliche 

Belange der Verkäuferin (wie auch der Klägerin als Käuferin) nicht in seine Entschei-

dung eingestellt habe. Er sei infolgedessen aufzuheben. Der Senat nimmt zur Vermei-

dung von Wiederholungen deshalb zunächst gemäß § 122 Abs. 2 Satz 3 VwGO Bezug 

auf die zutreffenden Gründe unter 2.3.2. und 2.3.3. des angefochtenen Urteils (UA 

S. 20 ff.) und sieht von einer weiteren Begründung ab. Lediglich ergänzend bleibt im 

Hinblick auf das Zulassungsvorbringen folgendes zu bemerken: 

 

Der Beklagte hat die Ausübung des Vorkaufsrechts im vorliegenden Fall auf § 25 Abs. 

1 Satz 1 Nr. 2 BauGB sowie zwei von ihm erlassene Satzungen (Sanierungssatzung 

Ortskern Randersacker vom 8.4.2020 und Vorkaufsrechtssatzung vom 26.2.2020) ge-

stützt. Die Entscheidung über die Ausübung des Vorkaufsrechts nach § 28 Abs. 2 Satz 

1 BauGB liegt dabei im Ermessen (Art. 40 BayVwVfG) der beklagten Gemeinde 

(BayVGH, B.v. 22.1.2016 – 9 ZB 15.2027 – juris Rn. 10; B.v. 20.1.2015 – 2 ZB 14.887 

– juris Rn. 3 m.w.N.). Ob die konkreten Ausübungsvoraussetzungen vorliegen, beur-

teilt sich nach den konkreten Erwägungen der Gemeinde im Zeitpunkt der Ausübung 

des Vorkaufsrechts. Gemäß § 114 Satz 1 VwGO prüft das Gericht, ob der Verwal-

tungsakt deswegen rechtswidrig ist, weil die gesetzlichen Grenzen des Ermessens 

überschritten sind oder von dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht 

entsprechenden Weise Gebrauch gemacht ist. 

 

3 

4 

5 

6 

7 
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Hiervon ausgehend hat das Verwaltungsgericht zu Recht sinngemäß festgestellt, es 

fehle an einer vollständigen und zutreffenden Sachverhaltsermittlung seitens des Be-

klagten, der – nicht zuletzt aufgrund einer entgegen Art. 28 BayVwVfG unterlassenen 

Anhörung der Klägerin wie auch der Verkäuferin – nicht zur Kenntnis genommen oder 

berücksichtigt habe, dass beide vorliegend, anders als im typischen Fall eines Grund-

stücksverkaufs, besondere Interessen verfolgten. So habe die Verkäuferin nicht nur 

ein maßgebliches Interesse am Erhalt des vereinbarten Kaufpreises. Vielmehr beab-

sichtige sie, auf den beiden streitgegenständlichen, bislang unbebauten Grundstücken 

zwei der geplanten und im vorgelegten Vertrag bereits im Einzelnen bezeichneten und 

beschriebenen (Eigentums-)Wohneinheiten nebst drei Stellplätzen selbst zu nutzen 

und gemeinsam mit ihrer Mutter zu bewohnen. Sie sei auch zum Rücktritt vom Vertrag 

berechtigt, wenn dies von der Klägerin nicht rechtzeitig ermöglicht werde. Außerdem 

hatte die Verkäuferin bereits vor dem Verkauf ein Architekturbüro mit entsprechenden 

Planungen und der Projektentwicklung im Wert von 60.000 € beauftragt und ihren       

Eigentumserwerbsanspruch dann notariell verankert. An die Grundzüge ihrer Planung 

bleibt die Klägerin ausweislich des geschlossenen Vertrages weitgehend gebunden 

und hat für die Kosten der bereits erbrachten Planungsleistungen und Projektentwick-

lung aufzukommen. Mit dem Verwaltungsgericht ist auch der erkennende Senat der 

Auffassung, dass es sich hier um besondere vertragliche Umstände und wesentliche 

Belange handelt, die in die erforderliche Ermessensentscheidung des Beklagten ein-

zustellen gewesen wären.  

 

An dieser Einschätzung ändern die im Zulassungsverfahren vorgebrachten Einwände 

des Beklagten nichts. Dieser ist der Ansicht, er habe sich tatsächlich in ausreichendem 

Maße mit den Belangen der Klägerin wie auch der Verkäuferin auseinandergesetzt 

und das Verwaltungsgericht überspanne mit seiner Entscheidung die an eine ord-

nungsgemäße Ermessensausübung zu stellenden Anforderungen. Im Übrigen be-

stehe keine Obliegenheit seinerseits, über den geschlossenen Kaufvertrag hinaus 

auch den Inhalt anderer Verträge (selbst wenn diese im gleichen Beurkundungstermin 

geschlossen wurden) zu berücksichtigen. Das – nicht dem Wohl der Allgemeinheit die-

nende – Interesse der Verkäuferin, sich auf den verkauften Grundstücken zwei Woh-

nungen für sich selbst sowie ihre Mutter vorzubehalten und privat nutzen zu wollen, 

könne das hier bestehende öffentliche Interesse keinesfalls überwiegen. Außerdem 

handele es sich um eine „intendierte Entscheidung“, bei welcher gar keine weiteren 

Ermessenserwägungen erforderlich seien. Und schließlich liege entgegen der Ansicht 

des Verwaltungsgerichts auch der Fall einer nachträglichen Heilung eines (allerdings 

8 

9 
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seiner Auffassung nach nicht bestehenden) Mangels bei der Ausübung des gemeind-

lichen Ermessens vor. 

 

An dieser Argumentation ist richtig, dass der Beklagte – wie in dem streitgegenständ-

lichen Bescheid zum Ausdruck kommt (Bl. 7 des VG-Akts) – das ihm zustehende Er-

messen gesehen und im Hinblick auf die Position der Klägerin keine zu ihren Gunsten 

streitenden Gründe erkannt hat. Allerdings hat er in diesem Zusammenhang auch aus-

drücklich (und ausschließlich) festgestellt, „Gründe, die zugunsten der Käuferin (also 

der Klägerin) gegen die Ausübung des Vorkaufsrechts streiten und über das allge-

meine Interesse an der Aufrechterhaltung des ursprünglich geschlossenen Kaufver-

trages hinausgehen, sind weder der Gemeinde bekannt noch in sonstiger Weise er-

sichtlich oder vorgetragen“. Hätte also der Beklagte – wie in Art. 28 BayVwVfG vorge-

sehen – die Klägerin oder auch die Verkäuferin vor dem Erlass seines Bescheides 

angehört, wären ihm die dargestellten besonderen Umstände des vorliegenden Falles 

nicht verborgen geblieben. Einer zusätzlichen Kenntnisnahme des Inhalts des ihm vor-

gelegten und in einer Urkunde zusammengefassten „Kaufvertrags und Bauträgerver-

trags“ (S. 21 ff. VA), in dem sowohl in der Überschrift als auch gleich eingangs diese 

besonderen Umstände ebenfalls zum Ausdruck kommen, hätte es dann gar nicht be-

durft. Dieses ersichtliche Ermittlungsdefizit vor Erlass des streitgegenständlichen Be-

scheides rechtfertigt die vom Verwaltungsgericht vorgenommene Aufhebung dieses 

Bescheids. Auch der weitere Vortrag des Beklagten, ein privates Wohninteresse, das 

schließlich regelmäßig entweder auf Verkäufer-  oder aber Käuferseite bestehe, könne 

das öffentliche Interesse nicht überwiegen und die Ausübung des Vorkaufsrechts 

„stets sperren“, führt entgegen dessen Ansicht hier zu keiner zulässigen Ermes-

sensausübung. Insoweit wird ohne Ansehung der Umstände des Einzelfalls das Er-

gebnis der zu treffenden Ermessensentscheidung vorweggenommen und das Ermes-

sen letztlich nicht gebraucht.  

 

Soweit sich der Beklagte in diesem Zusammenhang auf eine Entscheidung des Ver-

waltungsgerichts Würzburg (U.v. 25.8.2020 – W 4 K 19.1563 – juris) beruft, aus der 

hervorgehe, dass es in Fällen wie dem vorliegenden keiner weiteren Ermessenserwä-

gungen bedürfe, lässt er außer Acht, dass es in dem dortigen Fall, anders als hier, um 

ein allgemeines Vorkaufsrecht gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB, d.h. um den 

Erwerb öffentlicher Flächen im Bereich eines Bebauungsplans, ging. Ein förmlicher 

Bebauungsplan ist hier aber nicht aufgestellt worden. Was den bereits in erster Instanz 

erhobenen und nun wiederholten Einwand des Beklagten betrifft, er habe jedenfalls 

10 

11 
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Ermessenserwägungen gemäß § 114 VwGO erfolgreich nachgeschoben, teilt der er-

kennende Senat die Auffassung des Verwaltungsgerichts, dass eine solche Ergän-

zung tatsächlich nicht stattgefunden hat. Der Beklagte hat vielmehr den Inhalt der Aus-

sagen vor allem der Verkäuferin ausweislich seines Schriftsatzes vom 9.2.2021 (nicht 

dem 8.2.2021, wie vom ihm behauptet) ersichtlich weiterhin ausgeblendet, indem er 

von einem reinen Vermögensanlageinteresse ihrerseits ausging. Auf die Ausführun-

gen des verwaltungsgerichtlichen Urteils (UA S. 25 f.) wird verwiesen. 

 

Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des verwaltungsgerichtlichen Urteils ergeben sich 

entgegen der Auffassung des Beklagten auch nicht aus den geäußerten Bedenken 

des Gerichts im Hinblick auf die Rechtmäßigkeit der Vorkaufsrechtssatzung oder die 

Frage, ob das Wohl der Allgemeinheit die Ausübung des Vorkaufsrechts hier tatsäch-

lich erfordere. Denn diese Bedenken haben das Ergebnis der Entscheidung nicht be-

einflusst. Das Verwaltungsgericht hat die von ihm diesbezüglich aufgeworfenen Fra-

gen vielmehr ausdrücklich offengelassen und entscheidungstragend ausschließlich 

auf das bestehende Ermessensdefizit abgestellt. Dementsprechend nimmt der erken-

nende Senat auf diese Ausführungen des angefochtenen Urteils auch nicht gemäß 

§ 122 Abs. 2 Satz 3 VwGO Bezug. 

 

2. Die Rechtssache weist auch nicht die geltend gemachten besonderen tatsächlichen 

und rechtlichen Schwierigkeiten (§ 124 Abs. 2 Nr. 2 VwGO) auf. Der Sachverhalt des 

vorliegenden Falles ist geklärt und die rechtliche Beurteilung beschränkt sich auf die 

Frage, ob der Beklagte das ihm zustehende Ermessen ordnungsgemäß ausgeübt hat. 

Letzteres ist, wie sich aus den obigen Ausführungen ergibt, ohne weiteres anhand der 

geltenden Rechtsvorschriften zu beantworten. 

 

3. Schließlich hat die Rechtssache auch keine grundsätzliche Bedeutung (§ 124 Abs. 

2 Nr. 3 VwGO). 

 

Der Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung verlangt, dass eine Rechts- oder 

Tatsachenfrage für die Entscheidung des Rechtsstreits erheblich, bislang höchstrich-

terlich oder obergerichtlich nicht geklärt und über den zu entscheidenden Einzelfall 

hinaus bedeutsam ist; die Frage muss ferner im Interesse der Einheitlichkeit der Recht-

sprechung oder der Fortentwicklung des Rechts einer berufungsgerichtlichen Klärung 

zugänglich sein und dieser Klärung auch bedürfen (stRspr, vgl. BVerwG, B.v. 

22.1.2019 – 5 B 1.19 D – juris Rn. 2 m.w.N.; B.v. 25.8.2015 – 1 B 40.15 – BayVBl 

12 
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2016, 104 Rn. 6 m.w.N.; BayVGH, B.v. 4.6.2018 – 14 ZB 17.390 – juris Rn. 14 

m.w.N.). Um den auf grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache gestützten Zulas-

sungsantrag zu begründen, muss der Rechtsmittelführer fristgemäß (1.) eine konkrete 

Rechts- oder Tatsachenfrage formulieren, (2.) ausführen, weshalb diese Frage für den 

Rechtsstreit entscheidungserheblich ist, (3.) erläutern, weshalb die formulierte Frage klä-

rungsbedürftig ist, und (4.) darlegen, weshalb der Frage eine über den Einzelfall hinaus-

gehende Bedeutung zukommt (vgl. BayVGH, B.v. 7.2.2017 – 14 ZB 16.1867 – juris 

Rn. 15 m.w.N.). 

 

Der Beklagte hält die Frage für grundsätzlich klärungsbedürftig, „ob im Rahmen der 

Ausübung des Vorkaufsrechtes vor allem hinsichtlich der Abwägung und der Entschei-

dung zum Ermessen über den Kaufvertrag hinausgehende vertragliche Regelungen 

zu berücksichtigen sind“. Abgesehen davon, dass die Frage nach einer möglichen Be-

rücksichtigung individueller Vertragsgestaltungen im Rahmen einer Ermessensent-

scheidung stets anhand der Umstände des konkreten Einzelfalls, nicht jedoch fallüber-

greifend zu beantworten ist, ist die aufgeworfene Frage weder klärungsbedürftig noch 

entscheidungserheblich. Wie oben bereits ausgeführt, hätte der Beklagte in gleicher 

Weise wie durch das Lesen des vorgelegten Vertrags auch im Rahmen der gesetzlich 

vorgeschriebenen, hier aber unterbliebenen Anhörung gemäß Art. 28 BayVwVfG 

Kenntnis von den in seine Ermessensentscheidung einzustellenden, wesentlichen Be-

langen der Beteiligten erlangen können. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO. Die Festsetzung des Streit-

werts ergibt sich aus § 47 Abs. 3, § 52 Abs. 1 GKG i.V.m. Nr. 9.6.1 des Streitwertka-

talogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Fassung von 2013. 

 

Mit der Ablehnung des Antrags auf Zulassung der Berufung wird das angefochtene 

Urteil rechtskräftig (§ 124a Abs. 5 Satz 4 VwGO). 

 

 

 

 

Lotz-Schimmelpfennig        Ißbrücker Dr. Käß 
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